
Die Erbschaftssteuer nimmt jenem etwas 
weg, der nichts dafür geleistet hat. Sie ist 
eine sympathische Steuer. Umso mehr, 
wenn der erbende Nachkomme wohl-
habender Eltern zugunsten der AHV 
etwas abliefern muss, wie dies die von 
EVP, SP und Grünen getragene Volks-
initiative verlangt. Die drei Parteien 
scheinen also eine bestechende Verbin-
dung von Gerechtigkeit, sinnvoller 
Besteuerung und AHV-Sanierung gefun-
den zu haben. Doch leider ist es nicht so.

Die Erbschaftssteuer ist laut Ökono-
men in erster Linie dann eine gute 
Steuer, wenn der Staat im Gegenzug die 
Einkommenssteuer, welche die Arbeits-
anreize dämpft, oder die Vermögens-
steuer, die Sparsame bestraft, senkt. Mit 
der vorgeschlagenen Zweckbindung an 

die AHV verliert die Erbschaftssteuer 
aber ihren Glanz. Kommt dazu, dass 
damit das gleiche Geld etwas gar häufig 
besteuert wird. Nicht umsonst gibt es die 
Erbschaftssteuer meist nur in Ländern, 
die keine Vermögenssteuer kennen.

Die Wohlhabenden ausgerechnet für 
die AHV zusätzlich zur Kasse zu bitten, ist 
ironischerweise aus Gerechtigkeits-
gründen problematisch: Nirgendwo 
sonst wird so stark von Reich zu Arm 
umverteilt; die 20 Prozent Beitrags-
pflichtigen mit den höchsten Einkommen 
finanzieren heute die Hälfte der AHV-
Leistungen.

Ob tatsächlich so viel Geld zusammen-
käme, wie von den Initianten erhofft, 
ist ungewiss. Man kennt die Reichen, sie 
planen ihre Finanzen langfristig. Die 

Gefahr ist real, dass manche jahrelang 
von der steuergünstigen Schweiz 
 profitierten und dann gegen Lebensende 
nach Österreich oder Schweden zögen, 
wo es keine Erbschaftssteuer gibt.

Ebenso wissen wir, wie unsere 
 Politiker ticken. Der Druck, sich 
 zusammenzuraufen und die von Sozial-
minister Alain Berset gewünschte lang-
fristige Sanierung der AHV zu realisieren,
nähme mit einem Ja zur Initiative ab. 
Auch wenn mit der Erbschaftssteuer bes-
tenfalls ein Viertel des zusätzlich benötig-
ten Geldes hereinkäme.

Die Initiative, so sympathisch sie wirkt,
ist ein Murks. Zwar gibt es kein absolut 
schlagendes Argument dagegen. Aber 
unter dem Strich bleiben zu viele 
 Vorbehalte, um sie gutzuheissen.
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